
 

Beschlussvorlage 

 
- öffentlich - 

 
Drucksache Nr. 068/FB4/2017/1 

 

 
Beratungsfolge Termin Behandlung 

Bauausschuss 14.08.2017 nicht öffentlich 

Stadtrat der Großen Kreisstadt Eilenburg 09.10.2017 öffentlich 

 

 

 

Einreicher: Oberbürgermeister, Herr Scheler 

Betreff: Abwägung und Satzungsbeschluss über den Bebauungsplan  

Nr. 47 "Straße der Jugend - Nutzungsarten" 

 
 
Beschlussvorschlag: 

 

1. Der Stadtrat hat die während der öffentlichen Auslegung des Entwurfes zum 

Bebauungsplan vorgebrachten Anregungen und Hinweise der Behörden und 

sonstigen Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden mit folgendem 

Ergebnis geprüft: 

 

1.1 Der Beschlussentwurf (Anlage 1) aus T 1.1.1 Punkt 3 wird durch Änderung bzw. 

Ergänzung des Bebauungsplanentwurfs berücksichtigt. 

 

2. Der Stadtrat beschließt den Bebauungsplan Nr. 47 „Straße der Jugend - 

Nutzungsarten“ vom 07.07.2017 (Anlage 2) als Satzung. 

 

3. Die Begründung zum Bebauungsplan vom 07.07.2017 (Anlage 3) wird gebilligt. 

 

 

 

 

 

 

Scheler 

Oberbürgermeister
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Problembeschreibung/Begründung: 

 

Der Entwurf zum Bebauungsplan (B-Plan) lag im Zeitraum vom 27.03. bis 27.04.2017 

öffentlich aus.  

Im gleichen Zeitraum fand die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 

öffentlicher Belange statt. 

Die Hauptschwerpunkte der Stellungnahmen zum Entwurf des B-Plans waren Fragen 

zur Art des Verfahrens, Klarstellung von textlichen Festsetzungen sowie Hinweisen, 

die in den Planunterlagen ergänzt wurden. Genauere Angaben sind dem 

Abwägungsprotokoll zu entnehmen. 

Die vorgenommenen Änderungen sind insgesamt untergeordneter materieller, 

lediglich klarstellender und somit redaktioneller Art, so dass eine erneute Beteiligung 

nicht erforderlich ist (Verweis auf § 4a Rn. 18 ff. Kommentar BauGB Ernst-Zinkahn-

Bielenberg). 

 

Von Seiten der Öffentlichkeit gab es keine Meinungsäußerung. 

 

Hinweis: 

Die in der Begründung zum Bebauungsplan grau angelegten Passagen stellen die 

Änderungen gegenüber der öffentlich ausgelegten Fassung vom 20.02.2017 dar. 

Diese resultieren zum überwiegenden Teil aus der Abwägung.  

Die Verfahrensvermerke lagen zur Sitzung des Bauausschusses noch nicht vor und 

wurden jetzt ergänzt. 

 

 

finanzielle Auswirkungen ja  nein  

  

 

 

Gremium Abstimmungsergebnis 

Bauausschuss Ja 5   Nein 0   Enthaltung 0   Befangen 0 

Stadtrat der Großen Kreisstadt Eilenburg  
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Bebauungsplan (B-Plan) Nr. 47 „Straße der Jugend – Nutzungsarten“ 

 
ABWÄGUNG vom 09.10.2017 
 

 

 

 

Auswertung der während der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und der Öffentlichkeit im 

Rahmen der Offenlage des Entwurfs des B-Plans Nr. 47 „Straße der Jugend - Nutzungsarten“ vorgebrachten Anregungen und 

Hinweise:  

 

 

Kurzfassung des Planverfahrens: 

 

06.03.2017   Beschluss Nr. 15/2017 zur öffentlichen Auslegung des B-Plan-Entwurfs 

 

17.03.2017   Öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt Nr. 6 

 

20.03.2016   Anschreiben zur Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange im Rahmen der Offenlage  

 

27.03. bis 27.04.2017 Öffentliche Auslegung des B-Plan-Entwurfs 

 

 

Von Seiten der Öffentlichkeit gingen keine Stellungnahmen ein. 

 



Behörden und sonstige Träger öffentlicher 
Belange (TÖB) 
Kurzinhalt der Stellungnahme 

 
 
Stellungnahme der Verwaltung 

 
Beschlussentwurf: 
Der Stadtrat beschließt ... 

 
Abstimmungsergebnis 
BA                 SR 
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T 1 Landratsamt Nordsachsen vom 26.04.2017 
T 1.1 Bauordnungs- und Planungsamt 
T 1.1.1 SG Planungsrecht/Koordinierung 
Hinweise: 
1. Es wurde eine falsche Rechtsnorm (§ 30 Abs. 2 

statt § 30 Abs. 3 BauGB) in der Überschrift des 
Satzungstextes angegeben. 

 

 
 
 
 
Kenntnisnahme 

Redaktionelle Korrektur. 

   

2. Die Festsetzung eines Mischgebietes ist in einem 
Bebauungsplan (B-Plan) gemäß § 9 Absatz 2a 
BauGB zur Erhaltung und Entwicklung zentraler Ver-

sorgungsbereiche nicht möglich. Diese Sonderform 
des B-Plans ist für die Festsetzung bestimmter 
Baugebiete nicht geeignet. Stattdessen könnte ein 
einfacher B-Plan mit der Festsetzung einer Gebiets-
art und differenzierten Festsetzungen nach § 1 Abs. 
4 bis 9 BauGB aufgestellt werden. 
 

Der B-Plan wurde bereits als einfacher B-Plan 
gemäß § 30 Abs. 3 BauGB aufgestellt, um die 
Festsetzungen eines Mischgebietes und die 

Erhaltung der Hecke aufnehmen zu können. 
Änderungen am Verfahren sind somit nicht 
erforderlich. Der Sachverhalt wurde so noch-
mals mit dem Landratsamt mündlich abge-
stimmt ohne erneute schriftliche Stellungnah-
me.  
 

   

3. Es wird vorgeschlagen, die im § 2 Abs. 2 des 

Satzungstextes verwendete Formulierung „… Ein-
zelhandelsbetriebe mit Auswirkungen auf die nah-
versorgungs- und zentrenrelevanten Sortimente …“ 
durch die Formulierung „… Einzelhandelsbetriebe 

mit nahversorgungs- und zentrenrelevanten 
Sortimenten …“ zu ersetzen. 
 

Da die bisherige Festsetzung in ihrer Anwen-

dung unpraktisch wäre, da bei jedem ansied-
lungswilligen Einzelhändler im Rahmen eines 
Gutachtens zu prüfen wäre, welche Auswirkun-
gen zu erwarten sind, sollte dem Hinweis ge-

folgt werden und die Textfestsetzungen unter  
§ 2 Abs. 2 wie folgt geändert werden:  
„Unzulässig nach § 1 Abs. 5 BauNVO in Ver-
bindung mit § 9 Abs. 2a BauGB sind 
Einzelhandelsbetriebe mit nahversorgungs- 
und zentrenrelevanten Sortimenten nach der 
„Eilenburger Liste" gemäß Einzelhandels- und 

Zentrenkonzept für die Stadt Eilenburg 

(Neuaufstellung 2015 – beschlossen am 
06.06.2016) ab 75 m² Verkaufsfläche. 
 
 

 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

… die Textfestsetzungen ent-

sprechend der Stellungnahme 
der Verwaltung zu ändern. 

 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

Ja:      5 

Nein:   - 
Enth.:  - 

 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

Ja: 

Nein: 
Enth.: 



Behörden und sonstige Träger öffentlicher 
Belange (TÖB) 
Kurzinhalt der Stellungnahme 

 
 
Stellungnahme der Verwaltung 

 
Beschlussentwurf: 
Der Stadtrat beschließt ... 

 
Abstimmungsergebnis 
BA                 SR 
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4. Empfehlenswert ist eine Aussage zum vorhande-
nen Getränkemarkt, der nach Rechtskraft des  
B-Plans unzulässig wäre, aber Bestandsschutz 
genießt. Zu beachten ist, dass die Absicherung über 
den passiven Bestandsschutz hinausgehende 

Fortentwicklung des Marktes im Rahmen des B-
Plans nach § 9 Abs. 2a BauGB nicht über § 1 Abs. 

10 BauNVO erfolgen kann. 
 
 
 

Eine Aussage zum Getränkemarkt ist in der Be-
gründung unter Pkt. 3 bereits enthalten. Die 
nach § 1 Abs. 10 BauNVO möglichen Erweite-
rungen, Änderungen und Nutzungsänderungen 
von Anlagen, die im B-Plan nicht zulässig sind, 

sollen auch hier nicht zugelassen werden. „Der 
Bestandschutz beschränkt sich lediglich auf 

Unterhaltungs-, Instandsetzungs- aber auch 
Modernisierungsmaßnahmen entsprechend 
Bauordnungs- und Bauplanungsrecht, ohne 
Verkaufsflächenerweiterungen.“ Dieser Satz 
wird zur Erläuterung in der Begründung re-

daktionell ergänzt. 
 

   

5. Es wird davon ausgegangen, dass der Satzungs-
text spätestens für den auszufertigenden Plan in die 
Planzeichnung integriert wird oder ein deutlich er-
kennbarer Vermerk darauf hinweist, dass die Plan-

zeichnung nur im Zusammenhang mit dem Sat-

zungstext zu verstehen ist. 
 

 
Kenntnisnahme 
Dem Hinweis wird entsprochen. 

   

6. Auf Seite 8 der Begründung ist zu korrigieren, 
dass das Nahversorgungszentrum Grenzstraße ca. 

400 m in östlicher (nicht westlicher) Richtung liegt. 
 

 
Kenntnisnahme 

Redaktionelle Korrektur 

   

7. Der einfache B-Plan kann erst Rechtskraft 
erlangen, wenn der Vorhaben- und 
Erschließungsplan (VEP) aufgehoben wurde.  
 

 
Kenntnisnahme 

   

T 1.1.2 SG Denkmalschutz 
Keine Einwände 

Hinweis: 
Bauausführende Firmen sind auf Melde- und Siche-
rungspflicht von Bodenfunden gemäß § 20 

SächsDSchG hinzuweisen. 

 
 

Kenntnisnahme 
Redaktionelle Ergänzung der Begründung 
(unter Punkt 12) 

   



Behörden und sonstige Träger öffentlicher 
Belange (TÖB) 
Kurzinhalt der Stellungnahme 

 
 
Stellungnahme der Verwaltung 

 
Beschlussentwurf: 
Der Stadtrat beschließt ... 

 
Abstimmungsergebnis 
BA                 SR 
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T 1.2 Umweltamt 
T 1.2.1 SG Abfall/Bodenschutz 
Belange nicht betroffen 
 

 
 
Kenntnisnahme 

   

T 1.2.2 SG Immissionsschutz 
1. Da unmittelbar neben dem Geltungsbereich des 
B-Plans die B 107 verläuft, sollte im Rahmen der 

weiteren Planung zu den Einwirkungen der Ver-
kehrsgeräusche Stellung genommen werden. 

 
Redaktionelle Ergänzung der Begründung um 
den Punkt 8.2 - Immissionsschutz -, in dem 

auf die Vorbelastung durch den Verkehrslärm 
der westlich vorbeiführenden Bundesstraße 87 
hingewiesen wird. 
 

   

2. Es sollte auf die 1. Verordnung zur Durchführung 
des Bundesimmissionsschutzgesetzes (Verordnung 
über kleine und mittlere Feuerungsanlagen – 1. 
BImSchV) – insbesondere auf die Ableitungsbedin-
gungen des § 19 – hingewiesen werden. 

 

 
 
Kenntnisnahme 
Redaktionelle Ergänzung des Hinweises in der 
Begründung (unter Punkt 8.2) 

 

   

T 1.2.3 SG Naturschutz 
Heckenpflanzung (Kompensationsmaßnahme aus 

VEP Nr. 21) wurde durch B-Plan gesichert. Keine 
weiteren Belange betroffen. 

 

 
 

 
Kenntnisnahme 

   

T 2 Landesdirektion Sachsen vom 13.04.2017 
B-Plan wurde den Zielen der Raumordnung ange-
passt. 

 

 
 
Kenntnisnahme 

   

T 3 Regionaler Planungsverband Leipzig- 
Westsachsen vom 25.04.2017 
Keine Bedenken 
1. Empfehlung zur Überarbeitung der Textlichen 
Festsetzungen unter § 2 Abs. 2  Streichung der 

Worte „Auswirkungen auf die“ 
 
 
 

 
 
 
 
 

siehe T 1.1.1 Nr. 3 

   



Behörden und sonstige Träger öffentlicher 
Belange (TÖB) 
Kurzinhalt der Stellungnahme 

 
 
Stellungnahme der Verwaltung 

 
Beschlussentwurf: 
Der Stadtrat beschließt ... 

 
Abstimmungsergebnis 
BA                 SR 
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T 4 Sächsisches Landesamt für Umwelt, 
Landwirtschaft und Geologie vom 24.04.2017 
- aus geologischer Sicht keine Bedenken 
Hinweise: 
1. Keine Kenntnisse über radiologisch relevante Hin-

terlassenschaften, Beachtung der fachlichen Hinwei-
se zum vorsorgenden Radon-Schutz 

 

 
 
 
 
Kenntnisnahme 

Redaktionelle Ergänzung des Hinweises in der 
Begründung (unter Punkt 12) 

 

   

2. Hinweise zu geologischen Verhältnissen im Gebiet Kenntnisnahme 
Redaktionelle Ergänzung des Hinweises in der 
Begründung (unter Punkt 12) 

 

   

3. Für Ergebnisse von Baugrunduntersuchungen be-
steht eine Bohranzeige- und Bohrergebnismittei-
lungspflicht gegenüber dem LfULG 
 

 
 
Kenntnisnahme 

   

T 5 IHK zu Leipzig vom 18.04.2017 
Befürwortung der Planung 
 

 
Kenntnisnahme 

   

T 6 AZV „Mittlere Mulde“ vom 13.04.2017 
1. Bei der Nachnutzung des Gebietes des VEPs 

Nr. 21 ist die in der Einleitgenehmigung 61/2000 
vom 16.05.2000 getroffene Festlegung hinsichtlich 
der Begrenzung der Einleitmenge auf 10 l/s zu 
beach-ten. 

 
 

 
Kenntnisnahme 
Redaktionelle Ergänzung des Hinweises in der 
Begründung (unter Punkt 10) 
 

   

2. Für eine Anschlussmöglichkeit für die Grund-
stücke 73/5, 74/6, 75/8, 75/9, 75/10 und 75/11 ist 
zu beachten, dass im Bereich der Bergstraße gegen-
wärtig kein öffentliches Abwassernetz vorhanden ist. 
Anschlussmöglichkeit besteht im Bereich der Lahn-

straße. Allerdings gibt es zur technischen Umset-
zung noch keine Aussage. Alternativ möglich ist 

auch eine dauerhaft dezentrale Entsorgung mittels 
vollbiologischer Kleinkläranlage. 

 
 
 
 
 

Kenntnisnahme 
Redaktionelle Ergänzung des Hinweises in der 

Begründung (unter Punkt 10) 

   



Behörden und sonstige Träger öffentlicher 
Belange (TÖB) 
Kurzinhalt der Stellungnahme 

 
 
Stellungnahme der Verwaltung 

 
Beschlussentwurf: 
Der Stadtrat beschließt ... 

 
Abstimmungsergebnis 
BA                 SR 
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T 7 Versorgungsverband Eilenburg-Wurzen 
vom 20.04.2017 
Keine Einwände 
 

 
 
Kenntnisnahme 

   

T 8 GDM Com GmbH vom 26.04.2017 
Keine Einwände 
Es werden keine vorhandenen Anlagen bzw. Pla-

nungen der ONTRAS (ONTRAS Gastransport Leipzig) 
und VGS (VNG Gasspeicher GmbH) berührt. 
 

 
 
Kenntnisnahme 

   

T 9 Stadtwerke Eilenburg GmbH (Gas und 
Elektro) vom 24.04.2017 
Im Bereich des B-Plans und nördlich, östlich und 
südlich angrenzend an den Geltungsbereich werden 
Verteilnetze für Strom der Mittelspannungs- und 
Niederspannungsebene sowie für das Medium Gas 

der Mitteldruck- und Niederdruckebene betrieben. 
Innerhalb des Gebietes sind voraussichtlich neue 
Versorgungsleitungen für das Medium Strom und je 

nach Bedarf für das Medium Gas erforderlich. 
Beachtung der Konzessionsverträge für die Lei-
tungstrassen. 
 

 
 
 
 
 
 

 
 
 

Kenntnisnahme 
Redaktionelle Ergänzung des Hinweises in der 
Begründung (unter Punkt 10) 
 

   

T 10 Telekom Technik GmbH vom 11.04.2017 
Übergabe des aktuellen Leitungsbestandes. Im Gel-
tungsbereich befinden sich Telekommunikations-
linien der Telekom. Falls diese von Baumaßnahmen 
berührt werden, müssen sie gesichert oder verlegt 
werden. Telekom ist 4 Monate vorher zu 

informieren. 
 

 
 
 
 
Kenntnisnahme 
Redaktionelle Ergänzung des Hinweises in der 

Begründung (unter Punkt 10) 
 

   

T 11 REMONDIS Eilenburg GmbH vom 
27.03.2017 
Hinweis auf die einschlägigen Unfallverhütungsvor- 

schriften 

 
 
Kenntnisnahme 

 

   



Behörden und sonstige Träger öffentlicher 
Belange (TÖB) 
Kurzinhalt der Stellungnahme 

 
 
Stellungnahme der Verwaltung 

 
Beschlussentwurf: 
Der Stadtrat beschließt ... 

 
Abstimmungsergebnis 
BA                 SR 
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Der Stadtrat beschließt, die Stellungnahmen T 1.1.1 Punkte 1, 4 bis 7, T 1.1.2, T 1.2.1, T 1.2.2 Punkte 1 und 2, T 1.2.3, T 2, T 4 

bis T 11 zur Kenntnis zu nehmen: 
 

               Ja:        5 Ja:        
Nein:     - Nein:     

Enth.:    - Enth.:    
 
Nachfolgend genannte Behörden und Träger öffentlicher Belange äußerten sich nicht, so dass davon auszugehen ist, dass deren Belange von der Aufstellung 
des Bebauungsplans Nr. 47 „Straße der Jugend - Nutzungsarten“ nicht berührt werden: 

- Landesamt für Straßenbau und Verkehr 

- Landesamt für Archäologie 

- Polizeidirektion Westsachsen 

- Mitnetz GmbH 



Nachbargemeinden 
Kurzinhalt der Stellungnahme 

 
Stellungnahme der Verwaltung 

Beschlussentwurf: 
Der Stadtrat beschließt ... 

Abstimmungsergebnis 
BA                 SR 
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G 1 Stadt Delitzsch vom 28.03.2017 
keine Einwände 
 

 
Kenntnisnahme 

   

G 2 Gemeinde Doberschütz vom 30.03.2017 
Belange nicht berührt 

 
Kenntnisnahme 

 

   

G 3 Gemeinde Thallwitz vom 10.04.2017 
Keine Bedenken, Hinweise oder Anregungen. 

 

 
Kenntnisnahme 

   

G 4 Gemeinde Krostitz vom 26.04.2017 

 
 

 

Kenntnisnahme 

   

  ... die Stellungnahmen G 1 
bis G 4 zur Kenntnis zu 
nehmen. 

 

Ja:        5 
Nein:     - 
Enth:     - 

Ja: 
Nein: 
Enth: 

 
 
Nachfolgend genannte Gemeinden äußerte sich im Rahmen der Offenlage nicht, so dass davon ausgegangen wird, dass deren Belange von der Aufstellung 
des Bebauungsplans Nr. 47 „Straße der Jugend - Nutzungsarten“ nicht berührt werden: 

- Stadt Wurzen 

- Stadt Taucha 
- Jesewitz 
- Zschepplin 
- Schönwölkau 
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Bestandteil der Anlage 2 zur DS Nr. 068/FB4/2017/1 

 

Verfahrensvermerke 

 

1. Der Stadtrat hat am 06.03.2017 mit Beschluss-Nr. 15/2017 den Entwurf des 

Bebauungsplanes mit Begründung gebilligt und zur Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB 

bestimmt. 

 

 

 

Eilenburg, .......................... Siegel   Scheler, Oberbürgermeister 

 

 

 

 

2. Der Entwurf des Bebauungsplanes bestehend aus: 

     - dem Satzungstext mit Lageplan  vom 20.02.2017 

     - der Begründung    vom 20.02.2017 

haben in der Zeit vom  27.03.  bis  27.04.2017  während nachfolgender Dienstzeiten 

nach § 3 Abs. 2  

BauGB in der Stadtverwaltung Eilenburg, Bürgerbüro, Marktplatz 1 in Eilenburg zu 

jedermann  

Einsicht öffentlich ausgelegen: 

Montag, Mittwoch, Freitag von    9.00 - 13.00 Uhr 

Dienstag und Donnerstag von    9.00 - 18.00 Uhr 

Sonnabend                                 von    9.00 - 12.00 Uhr 

Die öffentliche Auslegung wurde mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen während der 

Auslegungs-frist von jedermann schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden 

können, im Amtsblatt Nr. 6 vom 17.03.17 ortsüblich bekannt gemacht. 

Von einer Umweltprüfung wurde nach § 13 Abs. 3 abgesehen. 

 

 

 
Eilenburg, ............................  Siegel   Scheler, Oberbürgermeister 

 

 

 

 

3. Die berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (TÖB) wurden 

gemäß § 4 Abs. 2 BauGB sowie die Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB mit 

Schreiben vom 20.03.2017 aufgefordert, Stellungnahmen abzugeben.  

 

 

 
Eilenburg, ............................  Siegel   Scheler, Oberbürgermeister 

 

 

 

 

4. Der Stadtrat hat die fristgerechten Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der 

Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange am .................... geprüft. Das 

Ergebnis der Abwägung wurde mit Schreiben vom .................. mitgeteilt. 

 

 

 
Eilenburg, ............................  Siegel   Scheler, Oberbürgermeister 
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5. Der Bebauungsplan, bestehend aus dem Satzungstext vom 07.07.2017 und der 

Planzeichnung vom 07.07.2017 wurde nach § 10 BauGB in der Sitzung des Stadtrates 

vom ................ mit Beschluss-Nr. ................ als Satzung in der Fassung vom 

................  beschlossen. Die Begründung zum Bebauungs-plan wurde gebilligt. 

 

 

 
Eilenburg, ............................  Siegel   Scheler, Oberbürgermeister 

 

 

 

 

6. Der katastermäßige Bestand innerhalb der Grenzen des Geltungsbereiches wird als 

richtig bescheinigt. 

 

 

 
Eilenburg, ............................  Siegel   Leiter des Vermessungsamtes,  

Landratsamt Nordsachsen 

 

 

 

 

7. Die Satzung über den Bebauungsplan, bestehend aus dem Satzungstext und der 

Planzeichnung wird hiermit ausgefertigt. 

 

 

 
Eilenburg, ............................  Siegel   Scheler, Oberbürgermeister 

 

 

 

 

8. Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes sowie die Stelle, bei der der Plan mit der 

Begründung auf Dauer während der Dienststunden von jedermann eingesehen werden 

kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, wurden am  .................  im 

Amtsblatt-Nr. ................... ortsüblich bekannt gemacht. In der Bekanntmachung wurde 

auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von 

Mängeln der Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 1 und 2 BauGB) und 

weiter auf die Fälligkeit und Erlöschen von Entschädigungsansprüchen (vergl. § 44 Abs. 3 

Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB) hingewiesen. 

Die Satzung ist mit Veröffentlichung im Amtsblatt-Nr. ........... am  ........................... in 

Kraft getreten. 

 

 

 
Eilenburg, .............................  Siegel  Scheler, Oberbürgermeister 
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